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Strategische Rohstoffversorgung sichern – Widersprüche zwischen Koalitionsvertrag und 
Naturflächenbedarfsgesetz  vermeiden  

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung  
 
 
 
Sehr geehrte r Herr sehr geehrter Herr Dr  sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Unternehmerverbände STEINE I ERDEN I KERAMIK  vertreten Unternehmen aus den 
Industriebreichen Feuerfest, Feinkeramik, Säureschutz, Glasveredelung, aus der Ton - und 
Schamotteindustrie sowie aus der Baustoff -, Steine - und Erden -Industrie.  
 
Der BKRI e. V. vertritt die Interessen von Unternehmen, die in Deutschland keramische Rohstoffe 
und Industrieminerale fördern und weiterverarbeiten.  
 
Zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Rohstoffe können nur dort gewonnen werden, wo sie vorkommen.  
 
Unsere  Mitgliedsfirmen bekennen sich dabei zu einer heimischen Rohstoffgewinnung  unter 
Einhaltung höchster Sozial - und Umweltstandards , stets im Einklang mit Mensch und Natur.  
 
Die Bundesregierung hat sich mit ihrer Rohstoffstrategie im Koalitionsvertrag ausdrücklich zur 
Nutzung heimischer Ressourcen und Förderung der Rohstoffgewinnung bekannt : 
 
„Wir werden die Gewinnung heimischer Rohstoffe unterstützen und hierfür die rechtlichen 
Genehmigungen erleichtern, pragmatisch unter Wahrung der Umwelt - und Sozialstandards.“  
 



Diese Zielsetzung ist aus industrie - und standortpolitischer Sicht konsequent : Denn der 
steigende Rohstoffbedarf, insbesondere für zentrale Vorhaben in den Bereichen Wohnungsbau, 
Energiewende oder Infrastrukturausbau, ist ohne heimische Rohstoffe wie Kaolin, Ton oder 
Quarzsand nicht umsetzbar.  
 
Heimische mineralische Rohstoffe sind strategische Infrastruktur  und stehen im überragenden 
öffentlichen Interesse : Insofern bedarf die standortgebundene Rohstoffgewinnung eines 
rechtlichen Rahmens, der die Förderung von Rohstoffen in Deutschland ermöglicht und die 
Notwendigkeit dieser Ressourcen verstärkt ins Blickfeld der Gesellschaft rückt.  Unternehmen 
investieren in die langfristige Sicherung heimischer Rohstoffstandorte auf der Grundlage 
verlässlicher rechtlicher Rahmenbedingungen. Diese Planungssicherheit darf durch 
widersprüchliche gesetzgeberische Signale nicht beeinträchtigt werden.  
 
Der aktuelle Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur  und zur 
Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  widerspricht  den im 
Koalitionsvertrag formulierten Zielen der Bundesregierung . Die zugesagte Stärkung der 
heimischen Rohstoffgewinnung wird rechtlich nicht ab gesichert, sondern die Gewinnung 
heimischer Rohstoffe im naturschutzrechtlichen Abwägungsprozess  durch die Einführung eines 
„Überragende n öffentliche n Interesse “ (§ 1 BNatSchG -E) oder einer „Natürlichen Infrastruktur“  
(§ 20a  BNatSchG -E) zusätzlich benachteiligt . 
 

Aus diesem Grund lehnen wir den Gesetzentwurf ab.  
 
Sollte der Gesetzentwurf gleichwohl weiterverfolgt werden,  ist aus unserer Sicht zumindest eine 
Ergänzung des § 1 Abs. 1a Satz 2 BNatSchG -E in Anlehnung an 
§ 13 Abs.  5 Nr. 2 Buchst.  b Raumordnungsgesetz  unverzichtbar : 
 
„Ein überragendes öffentliches Interesse nach Satz 1 findet keine Anwendung in der Abwägung bei 
Vorhaben, die bis zum [Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] in das überragende öffentliche 
Interesse gestellt wurden , sowie die der geordneten Aufsuchung und Gewinnung von 
standortgebundenen Rohstoffen dienen .“ 
 
Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen oder ein erläuterndes Gespräch zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 

 
    

Geschäftsführer       Leiter Umwelt und Energie  
_____________________________________ 
 
Unternehmerverbände STEINE I ERDEN I KERAMIK  
 
Eine Kooperation von:  
 
Arbeitgeberverband Steine und Erden Hessen und Thüringen e. V.  
Verband Baustoffe und Dienstleistungen e. V.  
Hessenbeton e. V.  
Rheinischer Unternehmerverband Steine und Erden e. V.  
Bundesverband Keramische Rohstoffe und Industrieminerale e. V. (BKRI)  
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